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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Eine Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL), die vom Bundesrat verlangt hätte, dass die
Bundesverwaltung zu regulären Festnetztarifen telefonisch erreichbar sein müsse, fand
im Nationalrat keine Gnade. Der Vorstoss hat seinen Ursprung in der Umstellung der
Verwaltung auf 058-Nummern, die für Abonnentinnen und Abonnenten
unterschiedlicher Festnetz- und Mobilfunknetzanbietern unterschiedlich teuer war.
Der Bund hatte allerdings in der Zwischenzeit einiges unternommen, um die
Ungleichheiten auszumerzen. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Mittels der Motion «Für eine Reform der Entwicklungszusammenarbeit» forderte
Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im November 2018 vom Bundesrat eine
Anpassung der Botschaft zur IZA 2021-2024. Gemäss der Motionärin hätten sich die
Bedürfnisse der Entwicklungszusammenarbeit mit der Zeit verändert. Das spiegle sich
darin wider, dass viele Staaten in Afrika und in Teilen der arabischen Welt trotz
Zusammenarbeit grosse Entwicklungsdefizite aufwiesen. Die Motion beinhaltete fünf
Änderungsvorschläge: 1. Die Festlegung geografischer Schwerpunkte mit Fokus auf jene
Länder, aus denen Migrationsströme zu erwarten sind oder die von Migrationsströmen
betroffen sind. 2. Die Untersuchung von Langzeitprojekten auf ihre Wirksamkeit. 3. Die
Aufnahmeländer von Flüchtlingen sollten verstärkt humanitäre und wirtschaftliche Hilfe
erhalten, wobei auch die Repatriierung der Flüchtlinge unterstützt werden müsste. 4.
Multilaterale Institutionen sollten ihre Programme in jenen Staaten reduzieren, welche
nicht für Reformen offen sind. Bilaterale Kooperationen sollten nur mit jenen Ländern
eingegangen werden, welche eine Verknüpfung von Entwicklungszusammenarbeit und
Migrationsfragen akzeptieren. 5. Die Schweizer IZA solle vermehrt über Schweizer
Unternehmen umgesetzt werden, welche Investitionen in Afrika tätigen. Grössere
Engagements könnten mit Verhandlungen für Investitionsschutzabkommen verbunden
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Punkte 1,2,3 und 5. Er forderte
jedoch die Ablehnung von Punkt 4, da die gezielte Unterstützung reformwilliger Akteure
erfolgsversprechender sei, als der angedrohte Abbruch der multilateralen
Zusammenarbeit. 
In der Frühlingssession 2019 nahm der Nationalrat die vom Bundesrat vorgeschlagenen
Punkte der Motion stillschweigend an. 2

MOTION
DATUM: 29.11.2018
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

En pointant du doigt le géoblocage, Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL) a déposé
une motion pour la création d'un groupe de travail pour le libre-échange numérique.
Cette motion fait écho à une précédente motion 16.3499 qui avait été rejetée par le
Conseil national. 
De son côté, le Conseil fédéral a proposé de rejeter le texte de la démocrate
chrétienne. Il a estimé que la politique structurelle actuelle était suffisante. La motion a
été classée car elle a dépassé le délai d'examen.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Wettbewerb

La rapide croissance du commerce électronique, et notamment du commerce
électronique transnational, pose problème. Non seulement les outils juridiques
existants sont parfois inadéquats, mais surtout les mesures unilatérales sont fragiles
dans le domaine numérique qui ne connaît pas de frontières. Le géoblocage
géographique est notamment l'une des problématiques les plus connues. Ainsi, afin de
protéger les consommateurs helvétiques Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp/pdc, BL) a
déposé une motion qui prie le Conseil fédéral de créer un groupe de travail sur la
thématique du libre-échange numérique. 
De son côté, le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Il considère que des
mesures législatives seraient prématurées et inopportunes. De plus, il a précisé qu'il
suivait attentivement les travaux européens sur la thématique, et que la Commission de
la concurrence (COMCO) s'occupait activement des problèmes d'entrave aux
importations parallèles. Lors du vote, la chambre du peuple a rejeté la motion par 110
voix contre 72 et 3 abstentions. 3

MOTION
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Im Juni 2017 hatte Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) unter dem Titel «Tschüss
Roaming-Insel Schweiz» nicht nur eine parlamentarische Initiative, sondern auch eine
Motion eingereicht. Während die parlamentarische Initiative eine Regulierung der
Roamingkosten vorsah, forderte die Motion gleich die Abschaffung der Roaming-
Zuschläge, und zwar für Schweizerinnen und Schweizer in der EU ebenso wie für EU-
Bürgerinnen und -Bürger in der Schweiz. Während die Regulierung der Roamingkosten
Eingang in die Revision des Fernmeldegesetzes fand, blieb die Motion zur Abschaffung
der Roaming-Gebühren einstweilen unbehandelt. Die Motionärin hielt auch nach dem
Abschluss der Revision des Fernmeldegesetzes an ihrer Motion fest, so dass diese im
Juni 2019 in den Nationalrat kam. 
Bundesrätin Sommaruga erinnerte im Ratsplenum an die politische «Grosswetterlage»,
in der zur Zeit ein bilateraler Vertrag mit der EU kaum möglich sei. Sie sei sich auch
sicher, dass ihre Vorgängerin die Roaming-Gebühren längst abgeschafft hätte, wenn es
einen «Zauberstab» gäbe, um dies zu tun. Weil das politisch Mögliche in der Revision
des Fernmeldegesetzes umgesetzt worden sei, bat die Bundesrätin um Ablehnung. Der
Rat folgte diesem Antrag, die Motion wurde mit 99 zu 78 Stimmen (bei 14 Enthaltungen)
abgelehnt. 4

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die Räte behandelten eine Motion Schneider-Schneiter zur Befreiung von Babysitting
und Hausdienstarbeit von AHV-Beiträgen. Bei kleinen Dienstleistungen unter
Verwandten und Nachbarn, wie gelegentlichem Babysitting oder kleinen
Gartenarbeiten, die mit geringen Geldbeträgen oder Naturalien entschädigt werden, sei
den Beteiligten oft nicht klar, dass ein Arbeitsverhältnis vorliege und damit AHV
abgerechnet werden müsse; sie befänden sich somit unwissentlich in der Illegalität.
Zwar liege gerade bei Hausdienstarbeiten unbestreitbar eine Missbrauchsgefahr vor, so
die Motionärin. Jedoch führe auch das Festhalten an einer Rechtsnorm, welche den
Betroffenen unverständlich erscheine und konkret nicht durchsetzbar sei, zu einem
geminderten Respekt vor dieser Norm und damit zu Missbrauchsgefahr. Der Bundesrat
beantragte die Annahme der Motion, stellte jedoch bereits in Aussicht, die Befreiung
auf Arbeitnehmende unter 25 Jahren und einen Jahresverdienst von maximal CHF 750
beschränken zu wollen. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Sommersession
stillschweigend an. Im Gegensatz dazu entfaltete sich im Ständerat in der Herbstsession
eine Debatte, angestossen durch die SGK-SR, welche gegen eine Minderheit Seydoux
(cvp, JU) die Ablehnung der Motion beantragte. Die Mehrheitssprecherin äusserte den
Verdacht, die Motion sei nicht aufgrund eines Bündels negativer Erfahrungen mit den
betreffenden Bestimmungen, sondern vielmehr aufgrund eines Einzelfalles – gemeint

MOTION
DATUM: 20.06.2014
FLAVIA CARONI
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war jener von Nationalrat Hans Fehr (svp, ZH) – lanciert worden. Die Notwendigkeit
einer neuen Regelung sei nicht gegeben und bei Hausangestellten mit vielen
Arbeitgebenden, welche je nur Löhne von einigen hundert Franken jährlich bezahlten,
sei die Gefahr von Missbrauch und folglich von Beitragslücken gross. Eine
entsprechende Regelung würde zudem eine Ausnahme zur Ausnahme bilden –
Jahreslöhne unter CHF 2‘300 pro Arbeitgeber sind nicht AHV-pflichtig, ausser die
Tätigkeit wird in einem Privathaushalt ausgeführt – und damit das System weiter
verkomplizieren. Die Minderheitssprecherin hielt dagegen, negative Erfahrungen lägen
nur darum nicht vor, weil die Regel allgemein unbekannt sei. Auch der Bundesrat
spreche von einer Disproportionalität zwischen dem Aufwand für die AHV-Abrechnung
und den tatsächlichen Beiträgen, und die von ihm vorgeschlagene Lösung sei nicht
übertrieben kompliziert, bringe jedoch Rechtssicherheit für die Privathaushalte. Ein
Ordnungsantrag Niederberger (cvp, NW), der die Motion aufgrund der
Nichtübereinstimmung des Motionstexts mit der vorgeschlagenen Umsetzung des
Bundesrates zur Prüfung an die Kommission zurückweisen wollte, wurde deutlich
abgelehnt. Der Rat überwies die Motion mit 22 zu 14 Stimmen bei 5 Enthaltungen. 5

Per 1. Januar 2015 änderte der Bundesrat zur Umsetzung der Motion Schneider-
Schneiter (cvp, BL) betreffend die Befreiung von Babysitting und Hausdienstarbeit von
AHV-Beiträgen die Verordnung über die AHV: Er schuf eine Ausnahme aus der
Beitragspflicht für Personen unter 25 Jahren mit Jahreseinkommen bis CHF 750. Auf
Verlangen der Versicherten können die AHV-Beiträge jedoch weiterhin erhoben
werden. Damit habe er die Motion Schneider-Schneiter erfüllt, erklärte der Bundesrat,
weshalb er diese in seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden
Räte im Jahre 2014 zur Abschreibung beantragte. Stillschweigend folgten Stände- und
Nationalrat diesem Antrag in der Sommersession 2015. 6

MOTION
DATUM: 15.06.2015
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

A la suite du rapport du Conseil fédéral sur la pénurie de spécialistes MINT en Suisse
(mathématique, informatique, sciences naturelles et technique), une motion
Schneider-Schneiter (pdc, BS) a eu pour objectif le renforcement du système de
formation dans les domaines MINT. En mars, le Conseil national a accepté la motion
sans en débattre. De son côté, la CSEC-CE a considéré que le cadre du message FRI
2013-2016 relatif à la formation, la recherche et l’innovation, traité ultérieurement,
correspondait certes à certains objectifs mis en avant par la motion, mais restait
néanmoins insuffisant. A son avis, il est désormais crucial de mettre l’accent sur les
disciplines MINT dès l’école primaire et jusqu’à la fin de la formation professionnelle,
afin de combler cette pénurie en spécialistes MINT. Il a donc proposé d’accepter la
motion. Quant au Conseil fédéral, il a relevé le rôle crucial des forces de travail
qualifiées comme moteur de compétitivité, d’innovation et de croissance de
l’économie suisse. Même si le nombre de diplômés MINT a augmenté, cette progression
reste incapable de combler la demande toujours croissante. Le Conseil fédéral entend
logiquement porter une attention toute particulière aux domaines des MINT dans le
programme fédéral « Egalité des chances entre femmes et hommes dans les
universités ». Il découle de ce rapport sa volonté de participer financièrement à
différents nouveaux projets MINT et son désir de jouer un rôle de coordination entre
eux. 7

MOTION
DATUM: 18.09.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

1) AB NR, 2014, S. 1828; Mo. 14.3492
2) AB NR, 2019, S. 583; Mo. 18.4129
3) BO CN, 2018, pp.111
4) AB NR, 2019, S. 835 f.
5) AB NR, 2014, S. 1274; AB SR, 2014, S. 825 ff.
6) BBl, 2015, S. 3111 ff.; Medienmitteilung BSV vom 15.10.14
7) 24H, 19.12.12; Lib., 18.12.12.
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